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Nun geht es los! In den Bundestag sind seitens der Bundesregierung mehrere Gesetzentwürfe zur Änderung des Steuer-

rechts eingebracht worden. Vor allem geht es um erste Maßnahmen der sog. Wachstumsinitiative. Auf die Tagesordnung

haben es folgende Entwürfe geschafft: Entwurf für das Jahressteuergesetz 2024 (Drs. 20/12780), Entwurf für ein Steuerfort-

entwicklungsgesetz (SteFeG, Drs. 20/12778), der Entwurf des Gesetzes zur steuerlichen Freistellung des Existenzminimums

2024 (Drs. 20/12783) und der Entwurf des Gesetzes zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau im Strom- und Energie-

steuerrecht (Drs. 20/12351). Der Finanzausschuss hat zu allen Entwürfen, vorbehaltlich der formalen Überweisung, öffentli-

che Anhörungen beschlossen. Die Anhörungen zum Jahressteuergesetz 2024 und zum Steuerfortentwicklungsgesetz finden

am 7.10.2024 statt. Das Gesetz zur Modernisierung und zum Bürokratieabbau im Strom- und Energiesteuerrecht ist am

9.10.2024 an der Reihe. Ferner beriet der Finanzausschuss den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die

Statistiken der öffentlichen Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst sowie zur Anpassung nationaler Rechtsvor-

schriften an die Verordnung (EU) 2023/2631 über europäische grüne Anleihen sowie fakultative Offenlegungen zu als ökolo-

gisch nachhaltig vermarkteten Anleihen und zu an Nachhaltigkeitsziele geknüpften Anleihen (Drs. 20/12781). Mal sehen, zu

welchem Ergebnis die Anhörungen kommen werden.

Entscheidungen
BFH: Ermittlung des Dotationskapitals einer

inländischen Versicherungsbetriebsstätte

1. § 25 Abs. 3 Satz 2 der Betriebsstättengewinn-

aufteilungsverordnung (BsGaV) ist nur im Rah-

men der „Öffnungsklausel“ nach § 25 Abs. 3

Satz 1 BsGaV anwendbar und gilt nicht für die

modifizierte Kapitalaufteilungsmethode für in-

ländische Versicherungsbetriebsstätten nach

§ 25 Abs. 1 und 2 BsGaV (entgegen Rz 320 des

Schreibens des Bundesministeriums der Finan-

zen vom 22.12.2016, BStBl I 2017, 182 [Verwal-

tungsgrundsätze Betriebsstättengewinnauftei-

lung – VwG BsGa –]). § 25 Abs. 3 Satz 2 BsGaV

lässt sich damit kein allgemeiner Grundsatz ent-

nehmen, wonach das Mindesteigenkapital, das

ein selbständiges Versicherungsunternehmen in

der Situation der Versicherungsbetriebsstätte im

Inland versicherungsaufsichtsrechtlich auswei-

sen muss, durch die inländische Versicherungs-

betriebsstätte nicht unterschritten werden darf.

2. Werden Abrechnungsforderungen nach auf-

sichtsrechtlichen Vorschriften als bedeckungsfä-

hige Vermögenswerte behandelt, können sie

nach § 25 Abs. 1 Satz 1 BsGaV in die Aufteilung

für steuerliche Zwecke mit einbezogen werden.

3. Von einer „erheblichen Veränderung“ im

Sinne des § 25 Abs. 5 Satz 1 i. V. m. § 12 Abs. 6

BsGaV ist jedenfalls dann auszugehen, wenn das

Dotationskapital zu Beginn des folgenden Wirt-

schaftsjahres um 29,75 % von demjenigen zu

Beginn des Wirtschaftsjahres abweicht (entge-

gen Rz 322 VwG BsGa).

BFH, Urteil vom 5.6.2024 – I R 3/22
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2261-1

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Vorsteuerabzug bei Lieferung von

Mieterstrom

Bei der Lieferung von Strom, den der Vermieter

von Wohnraum über eine Photovoltaikanlage

selbst erzeugt und an seine Mieter gegen Ent-

gelt abgibt, handelt es sich nicht um eine

unselbständige Nebenleistung der umsatzsteu-

erfreien (langfristigen) Vermietung von Wohn-

raum, sondern um eine selbständige umsatz-

steuerpflichtige Leistung, die zum Vorsteuerab-

zug aus den Eingangsleistungen berechtigt, da

kraft Gesetzes für den Mieter die Möglichkeit be-

steht, den Stromanbieter frei zu wählen, und die

Stromlieferung getrennt und nach individuellem

Verbrauch abgerechnet wird (Abgrenzung zum

BFH-Urteil vom 07.12.2023 – V R 15/21, BStBl II

2024, 503, zum Vorsteuerabzug für die Lieferung

einer Heizungsanlage).

BFH, Urteil vom 17.7.2024 – XI R 8/21
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2261-2

unterwww.betriebs-berater.de

BFH: Keine Verletzung rechtlichen Gehörs

durch Anwendung der Begründungserleich-

terung des § 116 Abs. 5 S. 2 Halbs. 2 FGO

auch bei Zurückverweisung

1. NV: Aus dem Umstand, dass der Bundesfi-

nanzhof (BFH) von der Begründungserleichte-

rung des § 116 Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 der Fi-

nanzgerichtsordnung (FGO) Gebrauch gemacht

hat, kann nicht geschlossen werden, dass er das

rechtliche Gehör der Verfahrensbeteiligten ver-

letzt hat.

2. NV: Dies gilt auch in einem Fall, in dem der

BFH den Rechtsstreit gemäß § 116 Abs. 6 FGO

an das Finanzgericht zurückverwiesen hat.

BFH, Beschluss vom 4.9.2024 – XI S 6/24
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2261-3

unterwww.betriebs-berater.de

Niedersächsisches FG: Bezeichnung des Ge-

genstands des Klagebegehrens innerhalb

der durch das FG gesetzten Ausschlussfrist

1. Hat das Finanzgericht wirksam eine Aus-

schlussfrist nach § 65 Abs. 2 Satz 2 FGO zur Be-

zeichnung des Gegenstands des Klagebegeh-

rens gesetzt, kann die Ausschlussfrist nicht allein

durch die fristgerechte Einreichung einer Steuer-

erklärung beim Finanzamt gewahrt werden

(ständige Rechtsprechung; vgl. BFH, Beschlüsse

vom 26. Januar 1995 V B 63/94, BFH/NV 1995,

896; und vom 25. Juli 2023 VIII B 31/22, BFH/NV

2023, 1215).

2. Auch für Schätzungsfälle, in denen der Gegen-

stand des Klagebegehrens durch Einreichung

der Steuererklärung bezeichnet wird, ergibt sich

aus der fehlenden Möglichkeit, Steuererklärun-

gen an das Finanzgericht elektronisch zu über-

mitteln, keine abweichende rechtliche Beurtei-

lung.

3. Das Finanzgericht ist nach wirksamer Setzung

der Ausschlussfrist – auch nach § 71 Abs. 2

FGO – nicht verpflichtet, den Inhalt weiterer, bis

zum Ablauf der Ausschlussfrist allein zur Steuer-

akte, nicht aber zur Gerichtsakte gelangter Vor-

gänge zu berücksichtigen.

4. Durfte der Kläger mit einer im gewöhnlichen

Geschäftsgang rechtzeitigen Weiterleitung sei-

ner beim Finanzamt nachgereichten Steuererklä-

rung an das Finanzgericht rechnen, kommt eine

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in Be-

tracht.

Niedersächsisches FG, Urteil vom 15.5.2024 –

9 K 151/23
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2024-2261-4

unterwww.betriebs-berater.de

FG Köln: Klage in einem Verfahren

zur neuen Grundsteuerbewertung

abgewiesen

Die neue Grundsteuerbewertung ist nicht zu be-

anstanden. Das hat das FG Köln am 19.9.2024

entschieden (Az.: 4 K 2189/23).

Das FG Köln verhandelte erstmalig in einem

Verfahren, das die Bewertung einer Immobilie

für die neue Grundsteuer in NRW betrifft.

Die Klage richtete sich gegen einen Bescheid

Prof. Dr. Michael

Stahlschmidt,

Ressortleiter Steuerrecht
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